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Presse mi t te i lung  
 
Brandenburg im Bundesrat 
 

Stärkung des Bundesverfassungsgerichtes –  

Woidke: „Demokratie wetterfest machen“ /  

IP-Adressen: Mehr Befugnisse im Internet für Ermittler 

 
Der Bundesrat tritt für eine Stärkung des Bundesverfassungsgerichtes ein. 
Die Tumulte im Thüringer Landtag zeigen aus Sicht von Ministerpräsident Dr. 
Dietmar Woidke, dass es wichtig ist „die Demokratie wetterfest zu machen“. 
Am Rande der Sitzung in Berlin sagte er: „Angesichts der Bedrohungen, de-
nen die Demokratie und ihre Institutionen ausgesetzt sind, ist es erforderlich, 
das Bundesverfassungsgericht durch entsprechende Änderungen im Grund-
gesetz widerstandfähiger zu machen. “ 
 
Mit dem von Brandenburg unterstützten Antrag sollen grundlegende Vorgaben ins-
besondere zum Status und zur Organisation des Bundesverfassungsgerichts, zur 
Amtszeit seiner Mitglieder sowie zur Bindungswirkung seiner Entscheidungen in Ar-
tikel 93 und 94 des Grundgesetzes aufgenommen werden. Die Verfassungsände-
rungen sollen einen wichtigen Beitrag leisten, um die Funktionsfähigkeit, Unab-
hängigkeit und Überparteilichkeit des Gerichts sicherzustellen. Vorgesehen ist 
auch, dass die Länder bei künftigen Änderungen des Bundesverfassungsgerichts-
gesetzes zwingend einbezogen werden müssen. Dies soll im Grundgesetz veran-
kert werden. Woidke: „Das schafft einen weiteren Stabilitätsfaktor im institutionel-
len Gefüge der Bundesrepublik Deutschland, den die Mütter und Väter des Grund-
gesetzes im Blick hatten.“ 
 
Zur Bekämpfung schwerer Kriminalität beschloss der Bundesrat heute mit Unter-
stützung von Brandenburg den Vorschlag einer anlasslosen Speicherung von IP-
Adressen. Sie soll auf einen Monat beschränkt werden. Somit sollen Ermittler zum 
Beispiel in besonders schweren Fällen des Kindesmissbrauchs mehr Instrumente 
an die Hand bekommen. Auch bei der Identifizierung von Gefährdern, um extremis-
tische und terroristische Bedrohungen abzuwehren, ist der Zugriff auf vorratsge-
speicherte IP-Adressen wichtig. Nun muss sich der Bundestag mit dem Vorschlag 
befassen.  
 
Woidke: „Manchmal ist die IP-Adresse der einzige Ermittlungsansatz, um im Inter-
net schwere Kriminalität zu verfolgen. Deswegen ist es wichtig und richtig, die 
Polizei zu stärken. Die Kriminalitätsbekämpfung steht hier klar vor dem Daten-
schutz.“ 
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